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als gleichberechtigte Bürger in das gesellschaftliche Leben 
wiedereinzugliedern und damit erneuter Straffälligkeit vorzu­
beugen.

Würden Sie bitte die Leitung sfr agen zur Rechtsverwirklichung 
noch weiter verdeutlichen? Über welche Erfahrungen verfü­
gen Sie in der Stadt Halle?

Ich möchte das am Beispiel unserer Stadtordnung tun. Die 
langfristige Vorbereitung des Beschlusses vom 1. März 1982 
beinhaltete auch die weitere Qualifizierung der staatlichen 
Leitungstätigkeit zur wirksameren Durchsetzung der Stadt­
ordnung. Das Hauptanliegen der Stadtordnung besteht in der 
Gewährleistung einer hohen Ordnung, Sauberkeit und 
Hygiene sowie in der ständigen Verschönerung unserer Stadt 
als gemeinsame Aufgabe der sozialistischen Staatsmacht und 
der Gemeinschaft aller Bürger zur Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen.

Die Stadtordnung regelt wichtige Fragen des sozialistischen 
Zusammenlebens und der Verhaltensanforderungen an alle 
Betriebe, Einrichtungen und Bürger. Das erfordert die Erhö­
hung der Eigenverantwortung aller staatlichen Organe, der 
Leiter der Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowie das 
schöpferische Zusammenwirken mit den gesellschaftlichen 
Organisationen, den Wohnbezirksausschüssen der Nationalen 
Front zur Entwicklung vielfältiger Masseninitiativen aller 
Werktätigen und Bürger, die Erhöhung der komplexen Ver­
antwortung des Rates der Stadt und der Räte der Stadtbe­
zirke mit allen Fachorganen zur Durchsetzung der Stadtord­
nung als ständigen Gegenstand der staatlichen Leitungstätig­
keit.

Der Rat der Stadt schätzt mehrmals jährlich die Wahrneh­
mung der Verantwortung seiner Fach Organe sowie der Räte 
der Stadtbezirke bei der Gewährleistung einer hohen Ord­
nung, Sauberkeit und Stadthygiene ein, fordert dazu Bericht­
erstattungen und legt selbst Rechenschaft vor der Volksver­
tretung. Diese Einschätzungen sind zugleich Resultat opera­
tiver Kontrollen durch Ratsmitglieder in Arbeitsgruppen „vor 
Ort“, sie erfassen aber auch die Hinweise, Vorschläge und 
Wünsche der Arbeitskollektive und Bürger.

Gegenwärtig konzentrieren wir uns auf Betriebe mit stadt- 
wirtschaftlichen Aufgaben wie z. B. die VEB Stadtwirtschaft, 
Stadtstraßendirektion, Gebäudewirtschaft, Verkehrsbetriebe, 
Garten- und Landschaftsgestaltung, weil sie mit ihrer Vor­
bildwirkung wesentliche Akzente für die Bereitschaft unserer 
Bürger zur Entwicklung der Masseninitiative für die Sauber­
haltung und Verschönerung unserer Stadt auf der Grundlage 
des „Mach mit!“-Wettbewerbs setzen können. Es bewährt 
sich, daß unsere Fachorgane mit verbindlichen Leitungsent­
scheidungen energisch Einfluß auf nach- und zugeordnete 
Betriebe und Einrichtungen nehmen.

Der Rat der Stadt insgesamt sichert gegenüber den Räten 
der Stadtbezirke und ihren Fachorganen eine ständige Hilfe, 
Anleitung und Kontrolle. Die von den Stadtbezirksversamm­
lungen und ihren Röten beschlossenen eigenständigen Maß­
nahmen und die Anwendung solcher Methoden wie die Bil­
dung von Bürgerbrigaden, der Abschluß von Pflegschafts­
und Mietermitverwaltungsverträgen, die Organisierung regel­
mäßiger Komplexbegehungen in ausgewählten Wohnbezirken 
gemeinsam mit Abgeordneten, Anliegerbetrieben, Sicherheits­
organen und gesellschaftlichen Kräften sowie der Stadtauf­
sicht gehören zu den wirksamen Leitungsmethoden zur wei­
teren Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sauberkeit.

Gegenwärtig arbeiten wir gemeinsam mit der Stadtbe­
zirksversammlung und dem Rat des Stadtbezirks Halle-Ost 
daran, im dortigen Territorium ein verallgemeinerungswürdi­
ges Beispiel dafür zu schaffen, wie unter den spezifischen Be­
dingungen einer Großstadt die Stadtordnung konsequenter 
durchgesetzt werden kann. Es bieten sich bereits jetzt gute 
Erfahrungen an. Zu ihnen gehören u. a.:
— Probleme der Gewährleistung von Ordnung und Sauber­

keit sind ständig Beratungsgegenstand in der Volksvertre­
tung des Stadtbezirks bzw. im Rat. Dabei wird auf die 
komplexe Wahrnehmung der Verantwortung a l l e r  Fach­
organe geachtet.

— In Wahlkreisberatungen der Abgeordneten im Zusammen­
wirken mit Betrieben und Einrichtungen des Territoriums,

den Ausschüssen der Nationalen Front u. a. gesellschaftli­
chen Kräften werden Analysen über die Einhaltung von 
Ordnung und Sauberkeit genutzt, um durch die jeweils 
Verantwortlichen sichtbare Veränderungen herbeizufüh­
ren. Eine Grundlage hierzu bilden die Ergebnisse aus mo­
natlich durchgeführten Begehungen der Wahlkreise durch 
Ratsmitglieder gemeinsam mit Vertretern der Nationalen 
Front, Anliegerbetrieben, dem VEB Gebäudewirtschaft und 
den ABV.

— Vierteljährlich führt der Rat des Stadtbezirks öffentliche 
Ratssitzungen in seinen städtischen Außenbezirken bzw. 
in Ballungszentren durch. Zur Vorbereitung informieren 
sich Abgeordnete und Mitarbeiter des Rates gemeinsam 
mit gesellschaftlichen Kräften vor Ort über den Stand von 
Ordnung und Sauberkeit. Das erweist sich als Vorausset­
zung für eine lebensnahe Behandlung dieser Probleme und 
ermöglicht die Einleitung konkreter Maßnahmen zur Ver­
änderung.

— Monatlich berichtet jeweils ein Betriebsleiter vor dem Rat 
des Stadtbezirks über die Wahrnehmung der Anlieger­
pflichten seines Betriebes zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sauberkeit und über die Unterstützung der je­
weiligen Wohnbezirke. Grundlage bilden hier auch die ab­
geschlossenen Kommunalverträge. Der Rat nutzt solche 
Beratungen zur Verallgemeinerung von Erfahrungen vor­
bildlich arbeitender Betriebe wie z. B. der VEB Metall­
leichtbaukombinat und Fernsehgerätewerk, die aktiv alle 
Möglichkeiten zur Verbesserung von Ordnung und Sauber­
keit nutzen und gleichzeitig wirksame Hilfe gegenüber 
den Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front für die 
Schaffung besserer Umweltbedingungen durch Ordnung 
und Sauberkeit leisten.

— Eine wertvolle Methode sind die 6 im Jahre 1982 durchge­
führten Komplexbegehungen, die zugleich operative Kon­
trollen sind, unter Verantwortung des Stadtbezirksbürger­
meisters mit Abgeordneten, Vertretern der Stadtinspektion 
und des VEB Gebäudewirtschaft, Direktoren der Anlieger­
betriebe und dem zuständigen ABV. Im Mittelpunkt steht 
hier das Ziel, durch erzieherische Gespräche mit den Ver­
antwortlichen (staatliche Leiter, Grundstückseigentümer, 
Bürger) an Ort und Stelle für ständige Sauberkeit vor den 
Grundstücken, Straßen und Plätzen zu sorgen bzw. durch 
Festlegungen die Wiederherstellung von Ordnung und 
Sauberkeit und die künftige Durchsetzung der Stadtord­
nung unter Kontrolle des Rates z>u garantieren.
Die Mitarbeiter der Stadtaufsicht üben im Zusammenwir­
ken mit den ABV und anderen gesellschaftlichen Kräften 
Nachkontrollen über die Mängelbeseitigung aus. Durch die 
Fachorgane oder auch durch die Volkspolizei werden Sank­
tionen (Ordnungsgelder, Ordnungsstrafverfahren) ange­
wandt, wenn erzieherische Gespräche bzw. Auflagen igno­
riert wurden.
Auch im Stadtbezirk Süd, dem gegenwärtig größten Woh­

nungsbaustandort des Bezirks Halle, werden neue wirksame 
Methoden der Gewährleistung einer hohen Ordnung, Diszi­
plin und Sauberkeit praktiziert. Die besonderen Bedingungen 
bestehen hierbei in der Gewährleistung von Ordnung, Diszi­
plin und Sauberkeit bei gleichzeitiger Durchführung des ho­
hen Baiutempos, um auch für die Bürger dieser Neubauge­
biete Voraussetzungen für ein geordnetes, ihren Bedürfnissen 
entsprechendes Wohnen und Leben zu gewährleisten. Auf 
Empfehlung der SED-Stadtbezirksleitung Halle-Süd bildete 
der Rat des Stadtbezirks eine Kommission Ordnung, Sicher­
heit und Sauberkeit für das Neubaugebiet „Silberhöhe“ un­
ter Leitung des Stellvertreters des Stadtbezirksbürgermeisters 
für Inneres. Ihr gehören u. a. an der Stadtbezirksrat Örtliche 
Versorgungswirtschaft, Vertreter der VEB Hauptauftraggeber 
Wohnungsbau, des Wohnungsbaukombinats, der Technischen 
Gebäudeausrüstung und des Straßen-, Brücken- und Tiefbau­
kombinats, der Leiter des VP-Reviers, je ein Mitarbeiter der 
Abt. Verkehrspolizei und Abt. Feuerwehr des Volkspolizei­
kreisamtes und der Sekretär des Stadtbezirksausschusses der 
Nationalen Front. Im Mittelpunkt der 8wöchentlichen Bera­
tungen der Kommission stehen Feststellungen aus durch­
geführten Begehungen der Großbaustellen und des Wohnge­
biets sowie aus Schwerpunktbegehungen der Baustellen.


